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Bericht des Bunde smini sters für Aum· ärt ige 

Ange l egenheiten üb er die Haltung Ös terreichs 

in der China- Frage vor den Vere inten Nationen 

In der Ze i t vom 18. bis 25 . Ok tober d . J . wurde 

in der Generalversammlung der Vereinten Nationen die 

China-Frage behande l t . Bei den Überlegungen hinsi cht lich des 

österreichischen Stimmverhaltens wurde davon ausge -

gangen , dass Österreich die VR China als die einzige 

rechtmässige Regierung Chinas anerkannt hat , und sich 

Österrei ch daher keinem Ant rag anschliessen konnte , 

wel cher den Anspruch der Regierung in Taipeh auf das 

Recht zur Vertretung Chinas unterstütze n würde . 

So wie bereits im Vorjahr hat die österreichische 

Dele gation daher für den albanischen Resolutionsantrag 

gestimmt , welcher vorsah , den Sitz Chinas in den Ver­

e i nten Nati onen an die VR China zu übertragen. 

In einer Votumserklärung (Beilage A) hat der öster­

rei chische Dele gaionsleite r auf die österre ichische Er­

kl ärung v om Vorjahr verwiesen , und ,namens der Bundes­

regierune; den dringenden Itlunsch zum Ausdruck gebracht , 

dass eine Lösung des Taivran- Pr oblems als Ere;ebnis einer 

friedl ichen Ent wicklung ge fund en v/erde . 

Der albanische Resolut ionsantrag wurde v on der General­

versamml ung mit 76 gegen 35 Stimme n bei 17 Enthal tungen an-

ge nommen. 

Von sämtlichen europäischen Staaten stimmte nur rial ta 

mi t den Ve reini gten Staaten gegen de n Antrag . 
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Spanien , Griechenland und Luxemburg haben s ich 

der Stimme enthalten , s ämt liche übri gen europäischen 

Staaten haben für den Antrag Albaniens gestimmt . 

Vor der Abstirunung 8ntschied die Generalver-

, sammlun(j über den amerikanischen Antr'ac; , fü r jeden 

Beschl uss , der zu einem Auss chlus s der Vertreter 

Taiwans führen w'ürde , das Er fordernis e i ner ZVJe i ­

drittelmehrhe it festzusetzen . Der amerikanische An­

trag \',;urde mit 59 gegen 55 Stimmen bei 15 Enthaltungen 

ab ge lehnt . Österreich hat nicht , wie i m Vorj ahr , für 

das Erfo rderni s einer Zl'!eidri ttelme hrhei t gest immt , 

sondern Stimmenthaltung geübt . 

Von den westeuropäischen Staaten stimmten nur 

Spanien , Protugal , Gr'iechenl and und Luxemburg für de n 

amerikanischen Antrag . 
Dänemark , Finnland , Frankre i ch , Irl and , Island , 

Norwegen, Schweden und Grossbritannien stimmten gegen 

den Antrag der USA . 

Bel gien , Itali en , Cypern , Malta , die Niederlande 

und die Türkei haben sich wie Österrei ch der Stimme 

enthalten. 

Das Abst i mmungsergebnis ist insbesondere durch zHei 

Faktoren beeinflusst 1,\!orde n : 

a ) durch die Ankündigung der Re ise Präsident Nixons 

nach Peking im Juli d . J . und die in der "'loche der 

China- Debatte erfolgte Reise des Präsidenten­

Beraters Kissinger nach Peking , wodurch die 

amer i kanische Haltungsänd.erung i n der China­

Politik we l twe i t erkennbar 1,\JUrde ; 

b) durch die von der Re ßi erung in Taipeh selbst ein­

ge nommene Haltung , v:el che bis heute , so wie die 

Regierung in Peking , den Al leinvertretungsan-
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spruch für CJ~in~ aufrec.hJ.;erll ;il t ; h:Lc urch \!urc1en 

vo n ver'> chicclencn Lindern CJ.-::1.r;e ~te 11"!.:e B:~FJ~ihu:"}["8n , 

ffai \·.'3n "unter r~nt s pl'cc.hc n:3 cn fkclif ik2. tior..cn 11 (':·:i o 

in d-::~r östel"'J:'cictisc.hen Vot1..:r.1s e :!:'J~1[! ·2'J~:[~ des V01'-

j ah::-'8 S ZU:.1 1.usch'u c.1~ ;::;8 brach t "\:urc1 e ) '.:(;:!. terhin e j.~le 

Ve I'l; rcLlJ~l?; in der l;Jcl tor canis2_tio:l. zu e lY1Öslichen , 

erheblich e~sch~a rt . 

Das österreichische Sti~mvcrhnlten war das E~ 

[;ebnis einer /~b ~:![i [ut:.r'; der öste:rreic'.:ischsl1 .Lntcres!Ö:,en , 

einer l:enntEis des S-::ir.:!:iv8r:'J..().1 tens Dl:ler'el~ verG~ eich-

bare r Stao.ten und ein J..usG.::,uck de ,s 1 . . \l~-J",chcs , ei!.le Fr[~L ;e , 

die nunrn.ehl' seit Jahre~l in i Dner stiirkercL1 r:8sse die 

Arbe it der Generalversa~Dlung der Verei~ten TIationen 

blockiert , e i ner Lösuns in einem Sinne zuzu~lihren , der 

dem seit mehr als 20 Jahren bestehenden f ak~ischen Zu-

stand Rechnunc tr~iGt . Das österre ichi sche _t"bstir:!;..'L. ll~C. ­

verhalten war fUr keinen ~er Hitcliedstaaten der Ver-

einten Nati onen eine Überrcs chuDC , da es sich a us der 

kannten österreichischen Grundeinstellur:ß er[2.b ; dass 

, 
C2 -

bei der österreichische n Interess en8.b1.'.rä[';un~ 8.uch die 

Situat io n Taiwans ~ohl liberlegt wurde , be~ies die Votu=s -

e rklärunG der österreichischen DeleGation , die als eine 

der \·re ni gen diese }'rage überhaupt b erührte . 

.. 

Wien ~m 3o . Nov ember 1971 
Ki r chs c hlähe r rn . p • 
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BEILAGE A 

VotumserklhruDg der bsterre ichischen Delegation 

( 25 . 1 0 • 1971 ) 

Die österreichische Delegation hat im vergangenen Jahr 

in de r Generalversammlun~ für den Ant rag gestimmt , dass die 

Vol ksrepubl i k China den Sitz Chinas in den Vereinten Nati onen 

einnehmen solle . 
In de r Z1tTis chenze i t haben Österre ich und die Volks ­

republ ik China am 28 . 5 . 1971 diplomatische Beziehungen aufge ­

nommen . Im gemeinsamen KorlJ:lUni que , 1:!elches bei dies em An­

lass veröffentlicht wurde , hat die österreichische Bundes­

re gierung die Regierung der Voll:srepublik China als die 

einzige rechtmässige Regierung Chinas anerkannt . Wir könne n 

uns fol gli ch keinem Antrag anschliessen , welcher den An­

spruch irgendeiner anderen Regierung auf das Re cht der Ver­

tretung Chinas unterstützen 1tmrde . 

Es ist heut e allgemein anerkannt , dass \ü r ohne volle 

Beteiligung der Volksrepublik Chi na an der Arbei t der Ver­

einten Natione n keinen nennenswerten Fortschritt in jenen 

Proble me n enTarten dürfen , we lchen sich die Vereinten 

Nationen i n de r Aufrechterhaltung des Friedens und der 

Internationalen Sicherheit - ihrer wesentlichsten Aufgabe 

gegenüb er ges tellt sehen. 

Im Lichte dieser Überlegungen wird die österreichi ­

sche Dele gation dem Resolutionsantrag AlL 630 zustimmen. 

Was TaivTan betrifft , so beziehe ich mich auf die Er­

klärung meiner Delegation vom 20 . November 1970 . Die dortige 

Regierung übt zwar die effektive Regierungsge'\JI.ral t über die 

Insel aus , repräsentiert aber nicht China . Die österreichi­

sche Regierung richtet aus diesem Anlass einen Appell , dass 

eine Lösung dieses Problems als Ergebnis einer frie dl ichen 
ich wiederhole friedlichen - Entwicklung gefunden we rde . 

Hinsichtlich des Resolutionsantrages .A/L 632 und der 

vorhergehenden Verfahrensabstimmung wird sich Österre ich 

in beiden Fällen der Stimme enthal t en . Wir sehen uns nicht in 

der Lage , Anträge oder Vorschläge zu unterstützen , we lche eine 

Verzö ge rung des Eintrittes der Delegation der Volks republ ik 

China zur Folge haben könnten . 
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